
167 der ~eilagen zuden stenographische~Protokollen des Nationalrates (V~ G.P.). 

Bericht 

des Ausschusses für V erm~genssicherung 

über die Regierungsvorlage (139 der Bei­
lagen): ßunclesgcsetz über die Rückstellung 

. entzogener Vermögen, die, sich in Ver­
waltung des Bundes j}dm' <leI' Bundes­
länder befindeu (Erstes Rückstellungs­

gesetz). 

In dem Bundesgesetz über die Nichtigkeits­
erklärung von Rechtsgeschäften und sonstigen 
Rechtshandlungen, die während der deut­
schen Besetzung in österreich erfolgt sind, 
ist im § 2 vorgesehen worden, daß die Art 
der Geltendmachung und der Umfang der 
Ansprüche durch Bundesgesetz ger,egelt 
werden sollen. Schon bei der Erörterung 
dieses Nichtigkeitsgesetzes wurde ,darauf hin­
gewiesen, daß die, gesetzliche R1egelung der 
Rückstellung nur stufenweise erfolgen soll, 
da jeder rechtlichen Ordnung zunächst die 
Entwirrung. der Rechtsverhältnisse und die 
Erfassungsmöglichkeit vorangehen muß. Das 
vorHegendie Gesetz bezweckt zunächst einmal 
die Rückstellung aller jener Vermögens­
schaften an die geschädigten Eigentümer 
herbeizuführen, die' in Verwaltung' der 
Republiik österreich stehen. 

Jeder Regelung der· Restitution muß zu­
nächst einmal eine Anmeldeverordnung vor­
angehen, denn erst auf Grund einer solchen 
kann jeder einzelne Rechtsfall überprüft und 
die RüokgRibe ordnungsmäßig' behandelt 
werden. Die in' Aussicht genom'mene An­
meldeverordnung wurde dem Alliierten Rate 
zur Genehmigung vorg,elegt, aber bisher von 
diesem noch nicht ,genehmigt. Erst nach Ein­
langen dieser Zustimmung wird die An­
meldung von Ve:rmö~ensentziehungen mög­
lich sein. 

fest, daß es 'sich nur um Vermögen ,handelt, 
die nach der 11. Verordnung zum Reichs­
bürgergesetz seinerzeit automatisch dem 
Deutschen Reiche verfallen, oder aber um 
solohe Vermögen, die dem Deutschen Reiche 
auf Grund 'eines besonderen Einziehungs­
gesetzes oder Einziehungserkenntnisses zu­
gefallen - sind. ,>Die Rückstellung entzogener. 
Vermögensschaften bezieht sieh nicht auf 
solche, die in 'das Ei,gentum der Republik 
österreich übergegangen sind (Parteiver­
mögen, Krie,gsverbrechervermögen), ebenso 
nicht auf die zwischen -1934 und 1938 erfolgten 
Vermögensentziehungen. Hie1für müssen 
eigene Gesetz'e gesCihaffen werden. 

Im Ausschuß für Vermögens sicherung und 
Wirtschaftsplanung wurde das' Gesetz ein­
gehend beraten und in einigen Punkten, wie 
folgt, abgeändert: 

Zu § 1: 

Im Abs. (1), letzte Zeile, sind nach de,m 
Worte "Nichtigkeit" die Worte eimmschalten: 
"des seinerzeitigen Vermögensüberganges". 

-Der Abs. (4) erhält folgende Fassung: "Der 
geschädigte Eigentümer kann bei Eigenbedarf 
Bestandverhältnisse an Wohn- und Geschäfts­
räumen, die dem Eigentümer entzogen 
worden sind, vorzeitig auflösen". - Durch 
diese Bestimmung soll es dem geschädigten 
Eigentümer, das ist im -Sinne dieses Gesetzes 
der frühere Eigentümer, dessen Erbe oder 
Legat,ar, möglich gemacht werden, faUs er 
sein Vermögen wieder zurückbekommt, zu­
mindest ;auf :dem ,Wege der Künd,igung in 
eigenen Objekten, Wohnung und Geschäfts­
räume zu erhalten, wehn dorts,elbst der 
früher,e E'igentümer derortige Lokalitäten 
innegehabt hat. 

Der frühere Abs. (4) erhält die Ziffer (5). 

. Bezüglich jener entzogenen Vermögen, die 
In Verwaltung des Bundesstaates österreich 
stehen, ist es aber nicht nötig, das Ergebnis 
der Anmeldung· abzuwarten, weil alle erfor-
derlichen Datep. schon aus den bestehenden Zu § 2: 
Einziehungs-, Beschlagnahme- oder Ver-I Dieser erhält im Abs. (1), 2 .. Zeile, nach 
waltungsakten ersichtlich Sind. Dabeisteht i den Worten "eines Jahrei'i" di,e Einschaltung 
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"naoh Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes". 
Die letzte Zeile dieses Absatzes wurde 
stilistisch umgestellt und durch ,folgenden 
Nachsatz 'ergänzt: "Diese Frist kann durch 
V erordnung des' Bundesministeriums für 
Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung 
allg-emein verlängert werden. Nach Alblauf 
dieser Frist sind di,e Vermögen, bezüglich 
deren keine Rückstellungsansprüche geltend 
g:emacht wurden, vom Bundesministerium 
für Vermögenssicherung und Wirtschafts­
planung in abgesonderte Verwaltung zu 
nehmen." . 

Der Abs.. (4) des § 2 lautet Jetzt: "Durch 
ein besonder,es Gesetz wird geregelt, wer zur 
Erhebung von Rückstellungsansprüchen in 
den Fällen berechtigt ist, in denen der ge­
schädigte Eigentümer eine juristische Person 
war, die ihre Rechtspersönlichkeit a,uf Grund 
einer Verfügung der in § 1,Abs. (1) genannten 
Art verloren und nicht wieder erlangt hat". 

Zu § 3: 
Iin Abs .. (4) kommt vor das Wort "Be­

stimmungen" die Einschaltung "allgemeinen 
z.ivilrechtlichen" und die Worte "des allge-, ' 

\. -- Ing. Sc]ulmy, 
BerichterstaJ:ter. 

meinen oürgerlichen Rechtes" sind zu 
streichen. 

Zu § 4: 
Abs. (2) lautet nunmehr in neuer Fassung: 

"Gegen einen Bescheid der Finanzlandes­
direktion . (§ 3) ist die Berufung an das 
Bundesministerium für V. ermögenssicherung 
und Wirtschaftsplanung zUlässig; diese kann 
auch von der Finanzprokuraturerhoben 
werden, die im Verfahren Parteienstellung 
hat." . 

'" 
§ 5 erfährt keine Veränderung. 

Zu § 6: 

Die Worte "oder Gebühr" sind gestrichen 
worden, da die Begriffe öffentliohe Abgabe 
und Gebühr identisch sind. , 

§ 7 bleibt unverändert. 
Der Ausschuß für, Vermögenssicherung 

und Wirtschaftsplanung stellt den An t rag, 
der Nationalrat möge dem angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Mayrhofer 
Obmann. 

'j. 
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Bundesgesetz vom 1,946 der Pinanzlandesdirektion, in deren Amts· 
über die Rückstellung entzogener Vermögen, bereich das Vermögen g~legen ist, oder bei .der 
die sich in Verwaltung des Bundes oder der Behörde, in deren' Verwaltung das Vermögen 
Bundesländer befinden (Erstes Rückstellungs- steht, anzumelden und gllau'bhaft zu machcn. 

gesetz). Diese ,Pri'st kann durch Verordnung des Bundes. 

§ 1. (1) Die vom Deutsc..h.en Reich lauf Grund ministeriums für V,ermögenssidlerung und W,:rt· 
, I ,. ,schaftsplanung allgemein verlängert werden. 

von aufgehobenen r,elchsrechthchen Vorschrrften N ch AbI f cl' F ' . d d' V .. 
[§ 1, Abs. {2), Rechtsüh:Jrleitrung~gesetz] oder a... ' au leser. nst .~lIkl li le ermo.?ehn, 
d h 1 b h ·· dl' h V E" bezughch deren keine Ruc s\:)e, ungsanspruc e 

urc verwa' tungsl e 011 'Ie e er' ugung lUS , lad h d B d, .. . 
d ,. ,§ 1 cl G 10 "K' 1945 ge t~n gemac t wuren, vom un eSmll11stenum en .In ,es ,esetzes vom . lHal , '., V .. . h cl WT" h f 1 
S G BI N 10 G 

.. d tur ermogensslc erung un w Irtsü la tsp anung 
t. .,. r. ,aenannten run en ent· I' b d I h 

'. ". 111 a geson erte Verw,a! tung zu ne men. 
Z!ogene,n und derzeIt von Dlenst,stellen .des I V d ' l' hEb 'd Eh 

cl d 1
·· (:!) on, ,en ges,ctz IC en t;en S111 nur e· 

Bun es 0 ,er der Bundes ander aUlf Grund .der V f h d N hk d ' V . d' 'h" ü'b" gatten, .or aren un ,ac ommenes er· 
Bestimmungen ,es Be orden· ,edeltungs· Ib . d G h . d d ..' . ' storenc'11 sowIe essen esc wlster un eren 
ges,etzes verwalteten Vermagen s111d den EIgen· K' d . I' I E 'b be d .. d' . 111 er, sonstIge gesetz IC le < r en a r nur ann 
turnern, , enen sIe entzogen wor.den s111d, oder ' E h.Jb . d R" k 11, I 'b 'h b . . ZU!- r t: ung ,es ucste' ungsansprUCles e-
I ren 'Er en (Legataren) - 1m folg,enden kurz t- , ".. H . h f . dem 

h
"d' ' . .. ru' en, wenn sIe Jn I ,ausgem,emsc ,a t mIt ' 

g,esc ;]I Igter Elgentumcr genannt - nach Maß· E' -bJ 'a leib h.b 
b d f 1 d B 

. d ~l ass~r ge t ,a, en. 
ga ,e er (i genl en ,estJmmungen aus I em B 11" h . V k" R" k - , '.... , (:~) evo mac t'lgr.e ertreteronnen uc-
Grunde der NIchtigkeIt des semerzeltJgen Ver· 11 .. h 'f Gd' V 11 .. "b .. k 11 ste ,ungsanspruce nur an run eIner Ü' .• 
mogcnsu erganges zuruc zuste ·en. h ' lid d' h d 27 A '1 194'5 . .. . , . mac t anm,e en, le nac ,e,m . pn 

(2) DIe Vermogen smd 111 dem Zustand zu- .:'tlls.o-estellt worden, ist. Die Echt'heit .der Unter·, 
r~dt2JusteHe.n,in deI? ~ie sich befin.den; ~ieh.ei sch:ift muß beglau!bigt sein. 
sl~d au~h Jene. Ertragmsse auszufolgen, . dIe ll1; (4) Durch ein besonderes Gesetz wird geregelt, 
der ZWIschenzeIt ,a~tgdau1fen und noch Im In· wer zur Er'hebung von Rückst,ellungsansprüchen 
lande v.~rhanden si11ld. . in den Fällen berechtigt ist, in denen der geschä . 

• (3) • DIe nach der. Entz?d1Un~erworbenen digte Eigentümer eine juristische Person war, 
d~gh~hen . Rechte Dntte~. s!nd wI~kun~~los, ~.9. die ihre Rechtspersönlichkeit auf Grund einer 
we,lt S'le 111cht vom geschadlgten Elgentumer LID Verfi.igungder in § 1, Abs. (1), g,enannten Art 
Zuge des Ver.f,ahrens anerkannt werden. Be- v,erloren und nicht wieder erlangt_ hat. 
standverträJge von unbestimmter D,auer bleiben ' 
aufrecht. Bestandverträge von bestimmter, Dauer § 3. (1) über di,e angemeLdeten Ansprüche wird 
gehen in' solche von unlbestimmter Dauer über. durch Bescheid der zuständigen Final1'zlandes· 

(4) Der gesch~digte Eigentümer kann bei direktion [§ 2, Abs. (1)] entschieden. Wenn das 
Eigel1bedarf Bestandverhältnisse an Wohn. urid Vermögen in Verwaltun.g anderer Behörden 
Geschäftsräumen, die dem Eigentümer entzogen steht, ha:ben diese ihre Alkten zur Entscheidung 

. der Finanzlandesdirekt.ion 2JU ühermittdn. worden 'sind, vorzeitig auflösen. 

(5) Die auf den in Abs. (1) genannten Vcr· 
mög,en grundbü"hel'Iich 'zur SichörsteHung für 
Rückstände an ReiChsfluchtsteuer und Juden. 
vermögensahgaJbe eingewagenen dinglichen Rechte 
sind ·von Amts wegen oder ~UJf Antrag zu 
löschen. 

§ 2. (1) DerRJü'ckst.ellungs,anspruch ist inner· 
halb ,eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Bun· 
desgesetzes vom "geschädigten Eigentümer bei 

(2) Wenn das Vermög,en im Amtsbereich 
rnehrer~r Finanzla~'desdirfiktionen gelegen ist, 
rDestimffit .das Bundesministerium für V cr­
mögenssichel'ung und Wirtscha:ftsplanung, welche 
von ihnen zur Behanidlung .der Angelegenrheit 
und Ausfertigung des ,B,escbddes (Abs. 1) zu· 
stänrdig 'ist. 

(3) ,Bei bücherlichen Rechten hat 
auszusprechen, welche Lasten ,als 
[§ 1, Abs. (3)] zu löschen sind. 

der Bescheid 
wirkungslos 
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(4) A\lf die Ersatzansprüche ,für Au·fw·endun­
gen sind die allgemeinen., zivilrechtlichen Be­
stimmun·gen über Geschäftsführung ohne Auf­
trag anzuwenden. Die An~prüche sind im Be­
scheide nadl Möglichkeit festzusteHen. Im Falle 
der Geltendmachung' solcher Ansprüche können 
die Erträgn'isse des Vermögens [§ 1, Abs. (2)J 

, bis zur Höhe dieser Ansprüche zurück­
behalten weflden. Darüber hinaus kann zugun6ten 
der Repuiblik Osterreich das pfandrecht für 
einen Höchstbetrag zur Sicherstellung der aus 
der Abrechnung &iCh ergebenden Ansprüche ein­
verleibt werden. 

(5) Der Rückstellungsbescheid gilt als öff·erit­
liehe Urkunde,"',auf Grund deren büw~erliche Ein­
verleihungen und Vormerkungen vollzogen. wer­
den können. 

§ 4.(1) Für das Verfahr·en nach diesem I3un­
de~gesetze gelten die Bestimmung.en des A VG. 

. (2) Gegen einen He'scheid der Finanzlantdes­
direktion (§ 3) ist die Berufung an das Bundes­
ministerium für Vermögenssi~herUng und Wirt­
schaftsplanung zulässig; diese kann .auch von der 
Finamtprokuratur erhoben Wlerden, di'e im Ver­
fahren ParteiensteHung hat. 

§ 5.· Ansprüche .auif einen über die Rück­
stdlung [§ 1, Albs. Cl) und (2)J hinausgehenden 
Ersatz können bis .zur weiteren gesetzlichen 
Regelung nicht geltend gemacht werden. 

§ 6. Die durch dieses Bundesgeset1z veranlaßt·en 
Rechtsvorgänge, Amtshandlungen,' amtlichen 
Ausfer6gungen, Eingaben, ProtokoLI.~, Urkunden 
und Zeugnisse unterliegen keiner öffentl-ichen 
Abgaibe. 

§ 7. Mit.der Vollziehung dieses BuiJdesgesetzes 
ist das Bundesministerium für Vermögenssiche­
rung und Wirtschaftsplanung im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministerien betraut. 
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